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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschlag der EG-Kommission für eine Richtiinie des Rates betreffend 
die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentiicher Lieferaufträge 

— Drucksache VI/2088 — 


A. Bericht des Abgeordneten Breidbach 


Der Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 
VI/2088 — wurde vom Präsidenten des Deutschen 
Bundestages am 14. März 1973 an den Ausschuß für 
Wirtschaft zur Beratung überwiesen. 

Ziel des Richtlinienentwurfs der Kommission ist 
es, die vielfältigen Lieferungen an die öffentliche 
Hand — vom einfachen Ausrüstungsgegenstand bis 
zum technologischen Spitzenerzeugnis — einem 
EWG-weiten Wettbewerb wirksam zu erschließen. 
Ähnliche Regelungen sieht schon für den Bereich der 
öffentlichen Bauaufträge eine entsprechende EWG- 
Richtlinie vor, die seit längerem in Kraft ist. Bei 
ihren Überlegungen geht die Komission davon aus, 
daß ein verstärkter EWG-weiter Wettbewerb im 
öffentlichen Auftragswesen geeignet ist, die wirt- 
schaftliche Integration in der Gemeinschaft zu för- 
dern und einen wirtschaftlicheren Einsatz der Haus- 
haltsmittel der öffentlichen Verwaltungen zu er- 
reichen. Das Auftragsvolumen der öffentlichen Hand 
in der Bundesrepublik Deutschland betrug im Jahr 
1973 für den angesprochenen Bereich ca. 90 Millio- 
nen DM. 

Zur Verwirklichung dieser Zielsetzung sieht der 
Vorschlag der Kommission im wesentlichen die An- 
passung der nationalen Vergabeverfahren an ein- 
heitliche Regelungen vor, insbesondere 
— die Verpflichtung zur Ausschreibung der öffent- 
lichen Lieferaufträge über einer bestimmten Auf- 
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tragssumme (Schwellenwert) im Amtsblatt der 
EG. Die ursprüngliche Richtlinie sieht einen 
Schwellenwert von 60 000 RE vor. In den zwi- 
schenzeitlichen Beratungen wird ein Schwellen- 
wert von 100 000 RE angestrebt; 

— die Verpflichtung zur Einhaltung bestimmter Kri- 
terien für Auswahl und Zuschlag bei Bewerbun- 
gen um öffentliche Aufträge. 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollen keine 
Anwendung finden auf 

— die öffentlichen Lieferaufträge, die durch Ver- 
kehrsunternehmen des öffentlichen Rechts erteilt 
werden, 

— die öffentlichen Lieferaufträge, die von öffentlich 
rechtlichen Versorgungsbetrieben für Wasser 
und Gas vergeben werden. 

Der Wirtschaftsausschuß unterstützt die Bemühun- 
gen der Kommission, die geeignet sein könnten, im 
Bereich des öffentlichen Auftragswesens die Märkte 
der Gemeinschaft gegeneinander zu Öffnen. Der 
Ausschuß weist aber gleichzeitig darauf hin, daß der 
Erfolg der angestrebten Koordinierung auch abhän- 
gig ist von einer gleichzeitigen Harmonisierung der 
technischen Normen und von einem wirkungsvollen 
Abbau der administrativen Hemmnisse. 

Der Ausschuß schlägt dem Hohen Haus vor, von 
der Richtlinie Kenntnis zu nehmen. 


Breidbach 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Von dem Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache VI/2088 — wird Kenntnis 
genommen. 


Bonn, den 11. Juni 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Breidbach 

Berichterstatter 



